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Um einemenschenzentrierte und ethische Entwicklung der Künstlichen Intelligenz (KI) zu garantieren, hat das Europäische Parla-

ment (EP) neue Transparenz- und Risikomanagementregeln für KI-Systeme gebilligt, so die Pressemitteilung des EP vom

11.5.2023. Der Binnenmarktausschuss und der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten haben den Entwurf eines Verhandlungsman-

dats für die ersten Regeln für KI angenommen. In ihren Änderungsanträgen zum Kommissionsvorschlag wollten die Europaab-

geordneten sicherstellen, dass KI-Systeme von Menschen überwacht werden, sicher, transparent, nachvollziehbar, nicht diskrimi-

nierend und umweltfreundlich sind. Außerdemwollten sie eine einheitliche und technologieneutrale KI-Definition, so dass sie für

die KI-Systemevon heute undmorgengelten kann. Die Vorschriften folgten einem risikobasiertenAnsatz und legtenVerpflichtun-

gen für Anbieter undNutzer fest, die sich nach demGrad des Risikos richten, das die KI erzeugen kann. KI-Systeme, die ein inakzep-

tables Risiko für die Sicherheit vonMenschen darstellen, seien strengstens verboten. Dazu gehörten Systeme, die unterschwellige

oder absichtlich manipulative Techniken einsetzen, die Schwachstellen vonMenschen ausnutzen oder für Social Scoring verwen-

detwerden. Dazumahnt Bitkom-Präsident Achim Berg laut PM vom11.5.2023: „Wir warnen davor, KI durch ein Übermaß an Regu-

lierung aus Deutschland und Europa zu vertreiben. Wie Europa sich zur Künstlichen Intelligenz verhält, wird großen Einfluss auf

unsere künftige Wettbewerbsfähigkeit und unseren Wohlstand haben. Die vergangenen Monate haben mit Durchbrüchen rund

um generative Künstliche Intelligenz wie ChatGPTangedeutet, welch enormes Potenzial diese Technologie besitzt. Mit Verboten

oder übertrieben strengen Auflagen, wie sie von den Mitgliedern des europäischen Parlaments teilweise diskutiert wurden, wer-

den wir allenfalls dafür sorgen, dass KI-Entwicklung künftig außerhalb Europas stattfindet und Expertinnen und Experten aus

Deutschland und anderen europäischen Ländern ihr Wissen anderswo einsetzen. Wir dürfen KI nicht aus Europa verdrängen. KI

braucht Regulierung, es gilt beimAI Act aber, sich auf jeneAnwendungen zu konzentrieren, die potenziell ein hohes Risikomit sich

bringen, etwa im Gesundheits- oder Mobilitätsbereich. Pauschale Vorgaben für eine Technologie helfen nicht und werden For-

schungund Entwicklung ebensowie die Entwicklung vonGeschäftsmodellen abwürgen.…“

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Zu missbräuchlichen Klauseln in Ver-

braucherverträgen (hier: Darlehensvertrag

in Fremdwährung)

1. Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 93/

13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über miss-

bräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen

sinddahinauszulegen, dass sie,wenneineKlausel

in einemVertrag über ein aufeineFremdwährung

lautendes, aber in inländischer Währung zurück-

zuzahlendes Darlehen, die das Wechselkursrisiko

dem Verbraucher aufbürdet, aufgrund ihrer Miss-

bräuchlichkeit die Unwirksamkeit dieses Vertrags

nach sich zieht, einer Regelung entgegenstehen,

nach der dieser Vertrag für wirksam erklärt wird

und die Verpflichtungen des Verbrauchers aus

dieser Klausel mittels einer Änderung der Wäh-

rung des Vertrags und des darin festgelegten

Zinssatzes oder einer Deckelung desWechselkur-

sesdieserWährungangepasstwerden.

2. Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 ist dahin aus-

zulegen, dass diese Bestimmung,wenneine Klau-

sel in einem Vertrag über ein auf eine Fremdwäh-

rung lautendes, aber in inländischerWährung zu-

rückzuzahlendes Darlehen, die das Wechselkurs-

risiko dem Verbraucher aufbürdet, aufgrund ihrer

Missbräuchlichkeit die Unwirksamkeit dieses Ver-

trags nach sich zieht, einer Regelung entgegen-

steht, nach der dieser Vertrag für einen Zeitraum

vonseinemAbschlussbis zumInkrafttretennatio-

naler Rechtsvorschriften über die Umwandlung

von auf Fremdwährung lautenden Darlehensver-

trägen in nationale Währung aufrechterhalten

unddieKlausel durchallgemeineVorschriftendes

nationalen Rechts ersetzt wird, soweit solche na-

tionalen Rechtsvorschriften die Klausel über ei-

nen bloßen, vom nationalen Gericht vorgenom-

menen Austausch nicht sachgerecht ersetzen

können, ohne dass ein Eingriff des Gerichts erfor-

derlich wäre, der darauf hinausliefe, den Inhalt ei-

ner in demVertragenthaltenenmissbräuchlichen

Klausel abzuändern.

EuGH, Urteil vom 27.4.2023 – C-705/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1153-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH:HautfreundlichesDesinfektionsmittel –

Zum Begriff „ähnliche Hinweise“ i. S. v.

Art. 72Abs. 3S. 2derVO(EU)Nr. 528/2012

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird

zur Auslegung von Art. 72 Abs. 3 Satz 2 der Ver-

ordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen

Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über

die Bereitstellung auf dem Markt und die Ver-

wendung von Biozidprodukten (ABl. L 167 vom

27. Juni 2012, S. 1) folgende Frage zur Vorabent-

scheidung vorgelegt:

Sind „ähnliche Hinweise“ im Sinne von Art. 72

Abs. 3 Satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012

nur solche in einer Werbung enthaltenen Hin-

weise, die genauso wie die in dieser Vorschrift

ausdrücklich aufgezählten Begriffe die Eigen-

schaften des Biozids hinsichtlich der Risiken des

Produkts fürdieGesundheit vonMenschoder Tier

oder für die Umwelt oder seiner Wirksamkeit in

pauschalerWeise verharmlosen, oder fallen unter

„ähnliche Hinweise“ alle Begriffe, die hinsichtlich

der Risiken des Produkts für die Gesundheit von

Mensch oder Tier oder für die Umwelt oder seiner

Wirksamkeit einen den konkret aufgezählten Be-

griffen vergleichbaren verharmlosenden, nicht

aber zwingend auch einen generalisierenden Ge-

haltwiediese aufweisen?

BGH, Beschluss vom 20.4.2023 – I ZR 108/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1153-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Tellerschleifgerät – Zur Prüfung, ob Er-

scheinungsmerkmale ausschließlich durch

die technische Funktion des Erzeugnisses

bedingt sind

Die gemäß Art. 8 Abs. 1 der Verordnung (EG) 6/

2002 über das Gemeinschaftsgeschmacksmuster

(GGV) erforderliche Prüfung, ob Erscheinungs-

merkmale ausschließlich durch die technische

Funktion des Erzeugnisses bedingt sind, ist für

jedes den Gesamteindruck prägende Merkmal

gesondert anhand aller für den Einzelfall maß-

geblichen objektiven Umstände vorzunehmen

(Bestätigung von EuGH, Urteil vom 8. März 2018

– C-395/16, GRUR 2018, 612 = WRP 2018, 546 –

DOCERAM; Urteil vom 2. März 2023 – C-684/21,

WRP 2023, 434 [BB 2023, 641] – Papierfabriek

Doetinchem; BGH, Urteil vom 7. Oktober 2020 –

I ZR 137/19, GRUR 2021, 473 = WRP 2021, 196 –

Papierspender).

BGH, Urteil vom 9.3.2023 – I ZR 167/21
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1153-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: beA – Glaubhaftmachung des rechtzei-

tigenEingangs einesnicht zudenGerichtsak-

tengelangtenFristverlängerungsantrags

Zur Glaubhaftmachung des rechtzeitigen Ein-

gangs eines nicht zu den Gerichtsakten gelang-
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